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Die Zukunft der Demokratie im Internetzeitalter -  
Anmerkungen zur Idee einer Revitalisierung durch das Internet

I. Repräsentative Demokratie: 
Ermüdungserscheinungen und Therapievorschläge

Die repräsentative Demokratie wird in den letzten Jahren zunehmend auf den Prüf­
stand gestellt. Vielfältige Ermüdungs- oder Krisenerscheinungen sind seit Längerem 
konstatiert worden: abnehmende Wahlbeteiligung, sinkende Mitglied erzählen von 
Parteien und Gewerkschaften etwa, sinkendes Vertrauen der Bürger in staatliche Insti­
tutionen, Parteien und Politiker -  Stichwort: Politikverdrossenheit. Dabei handelt es 
sich weniger um Ermüdung gegenüber der Idee von Demokratie als vielmehr gegen­
über der konkreten Umsetzung im politischen Alltag. Die Kritik konzentriert sich auf 
die politischen Akteure, allen voran die Parteien, die politische Elite. Es besteht eine 
wachsende Unzufriedenheit bei den Bürgern über die Art, wie politische Entschei­
dungen zustande kommen und wie sie in der Öffentlichkeit vermittelt werden. Die 
Proteste im Rahmen von Stuttgart 21 haben den Wunsch der Bürger manifestiert, 
stärker an kommunalen, politischen Entscheidungen beteiligt zu werden und mitspre­
chen zu können. Dabei wurde auch das Bedürfnis nach mehr Transparenz erkennbar. 
Als Heilmittel gegen dieses demokratische Burnout-Syndrom wurde bislang die Er­
gänzung durch direktdemokratische und/oder mehr partizipative Elemente rezeptiert. 
Diese oder auch andere Ideen zur Revitalisierung oder Reform der repräsentativen 
Demokratie haben neue Konjunktur erfahren angesichts der technischen Möglichkei­
ten des Internets -  genauer der Informations- und Kommunikationstechnologien 
(IKT) -, insbesondere der social media.

Bereits Anfangs der 1990er Jahre brach sich vor allem in den USA eine Netzeuphorie 
Bahn in der Hoffnung, das Internet und seine technischen Möglichkeiten könnten die 
repräsentative Demokratie nicht nur bereichern oder modernisieren, sondern refor­
mieren oder gar ersetzen. Nach der ersten, der athenisch-partizipativen Demokratie, 
und nach dem zweiten, dem Repräsentativmodell des neuzeitlichen Flächenstaates, so 
die Vision, könne im Zeitalter der Digitalisierung und Interaktivität ein drittes Demo­
kratiemodell verwirklicht werden, die virtuelle agora bzw. ekklesia, in der das atheni­
sche Ideal der Selbstregierung der Bürger revitalisiert werden sollte.1 Die beiden zent­

1 Vgl. dazu Hague, Barry N./Loader, Brian 1999: D igital democracy: discourse and decision making in the 

Information Age, N e w  York; Hagen, Martin (o. J.): A  T ypology o f Electronic D em ocracy, h ttp ://w w w .uni- 

giessen.de/fb03/vinci/labore/netz/hag_en.htm  (Zugriff: 28.1.2012); Fuchs, Dieter 2004: M odelle der D em okra-
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ralen Elemente des athenischen Modells -  die Deliberation der Bürger und die umfas­
sende Beteiligung der Bürger am Regieren -  könnten, so die Argumentation, mit Hilfe 
des Internets umgesetzt werden. Die technischen Merkmale von Entgrenzung, Schnel­
ligkeit und Interaktivität könnten zum einen gemäß dem Habermas2 3sehen Ideal jene 
notwendige, umfassend informierte, vernetzte und miteinander im Diskurs stehende 
Öffentlichkeit produzieren und zum anderen die Beteiligung der Bürger nicht nur am 
Willensbildungs-, sondern auch am politischen Entscheidungsprozess durch e-voting, 
e-petitions oder e-referenda ermöglichen.

Die technischen Kapazitäten des Internets haben neue Erwartungen genährt, auch 
dieses sehr anspruchsvolle Demokratiemodell in die Realität umsetzen zu können. 
Durch digitale oder Cyberdemokratie könnte sowohl die Teilhabe der Bürger am 
Willensbildungsprozess deutlich verstärkt als auch die Teilhabe an politischen Ent­
scheidungen verwirklicht oder gar institutionalisiert werden. Dabei geht es nicht mehr 
nur um die Kommunikation zwischen Regierung und Bürger, sondern um den inter­
aktiven Diskurs in der vernetzen Gesellschaft insgesamt, bei dem der Bürger 
(pro)aktiv und dauerhaft in die politische Willensbildung eingebunden ist, indem im 
Internet über Gesetzesprojekte debattiert, Wünsche und Bedürfnisse geäußert oder 
auch Eingaben von Gesetzesprojekten (e-petitions) vorbereitet werden können. Des 
Weiteren wären Bürger in der Lage, auf elektronischem Wege Bürgerinitiativen 
zu starten oder in Volksbefragungen oder Volksentscheiden befragt zu werden 
(ie-referendum). Da sich Referenden über das Internet kostengünstiger und weniger 
aufwändig gestalten lassen, könnten sie zudem öfter eingesetzt werden, was ebenfalls 
den Beteiligungsgrad der Bevölkerung erhöhen würde. Und schließlich gehören auch 
elektronische Wahlen {e-voting) zu dem Spektrum elektronischer Bürgerentscheidun­
gen. Der Bürger soll -  wie im athenischen Vorbild -  selbst zur Entscheidungsinstanz 
werden. Von Seiten der Politiker würde nicht nur Rückkoppelung, sondern auch die 
Konsultation der Bürgermeinung an Bedeutung gewinnen, die stärker noch als die 
gewählten Vertreter in repräsentativen Demokratien das öffentliche Stimmungsbild 
über das Internet zu erfragen hätten.

In den letzten zwanzig Jahren haben sich innerhalb der Debatte Netzoptimisten 
oder „neofuturists“ sowie Netzpessimisten, die „dystopians“, herauskristallisiert.2 Ich 
möchte im Folgenden eher im Sinne eines Netzrealismus argumentieren und einige 
Anmerkungen machen, die sich auf die Erwartungen dreier Aspekte -  das Entstehen 
einer deliberativen Öffentlichkeit und einer partizipativen Demokratie sowie mehr 
Responsivität -  beziehen.3 Diese Anmerkungen beinhalten ebenso normative Proble­
matisierungen wie praktische Befunde.

tie: Partizipatorische, Liberale und Elektronische Demokratie. In: Dem okratietheorie und Dem okratieentw ick­
lung. Festschrift für Peter Graf Kielmansegg. W iesbaden, S. 19-54.

2 D iese Begriffe w erden benutzt von Buchstein, Hubertus 1996: Bittere Bytes: Cyberbürger und Dem okratie­
theorie, in: D eutsche Zeitschrift für Philosophie N r. 4, S. 583-607 und Wilhelm, Anthony G. 2000: D em ocracy  

in the D igital Age. Challenges to Political Life in Cyberspace. N e w  York, London, S. 14 ff.
3 Siehe dazu auch Kneuer, Marianne 2012: N eu e Medien, alte Fragen? D as Internet in der Politik. In: Politi­

sche Bildung, 1: S. 28-54.
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II. Die Vision der deliberativen Demokratie

Es ist unbestritten, dass das Internet einen enormen Zuwachs an Möglichkeiten zur 
Informationsbereitstellung durch die politischen Akteure einerseits und zur Informa­
tionsabfrage durch die Bürger eröffnet. Dieses erhebliche Potenzial an Informations­
gewinn ist zweifelsohne eine der zentralen Leistungen des Internets bereits im Web 
1.0. Zudem sind durch Web 2.0 und social media neue Kommunikationsräume ent­
standen, die grundsätzlich interaktiver Deliberation in der Öffentlichkeit den Boden 
bereiten. Das heißt, rein technisch gesehen ist die Grundlage für ein breit angelegtes 
rationales Räsonieren der Privatleute im digitalen Raum und für das kritische Beglei­
ten der politischen Entscheidungsprozesse im Sinne Habermas gegeben. Und dies gilt 
nicht nur innerhalb von Nationalstaaten, sondern auch transnational.

Andererseits ist das Internet per se weder ein demokratisches Medium noch gene­
riert es eine dem anspruchsvollen Habermas3sehen Ideal genügende politisch infor­
mierte, vernunftgeleitet diskutierende und lösungs- und konsensorientiert entschei­
dende Öffentlichkeit. Das Internet wird auch nicht nur von demokratisch gesinnten 
Netzbürgern -  „Netizens“ ja noch nicht einmal überwiegend für politische Zwecke 
genutzt. Nur ein schmaler Ausschnitt kann überhaupt als Manifestation der öffentli­
chen Sphäre betrachtet werden; der Großteil der Kommunikation und Vernetzung ist 
konsum- und unterhaltungsorientiert, also überwiegend nichtpolitisch.4 Die theoreti­
sche Grundlage des Modells deliberativer Öffentlichkeit besteht darin, dass eine Viel­
falt von Ideen artikuliert, den Meinungen Anderer mit Toleranz begegnet wird und 
sich dann eine Lösung herausbildet, von der alle überzeugt sind, dass sie dem 
Gemeinwohl entspricht. Dem steht gegenüber, dass weder das Registrieren von Präfe­
renzen auf einer Tastatur (gefällt/gefällt nicht) noch der Charakter der Online-Kom- 
munikation dem reflektierten Austausch und Abwägen von Argumenten und Positio­
nen entspricht -  Etiketten wie „unzivilisiert“ oder „rauh“ sind nur Beispiele für die 
Beschreibung der Kommunikationsweise. Dabei wirkt die Anonymität im Netz nicht 
selten „als Schutzschild für verbale Grausamkeiten“.5 Zweifel an dem Entstehen einer 
deliberativen Öffentlichkeit ergeben sich auch dadurch, dass sich gerade in der Kom­
munikation der sozialen Medien solche Bürger bzw. Nutzer zusammenfinden, die sich 
ohnehin durch gleiche oder ähnliche Interessen auszeichnen -  Wilhelm nennt dies 
„Homophilie“ -, das heißt, man fühlt sich von Gruppen mit ähnlichen Standpunkten 
angezogen, statt sich in ein Umfeld zu begeben, in dem die eigene Position herausge­
fordert wird und verteidigt werden muss. Dies verstärkt und beschleunigt den Prozess 
einer Balkanisierung und würde deliberative Demokratie eher erodieren als fördern.6

Die Frage nach der Wirkung des Internets auf die Öffentlichkeit hat sich in der Poli­
tikwissenschaft als zentraler Aspekt der Debatte herauskristallisiert. Den Argumenten 
der Netzoptimisten, die eine Herstellung von Öffentlichkeit durch elektronische

4 Vgl. Wilhelm 1999 und Dahlgren 2005.
5 Vgl. Wilhelm 1999, S. 41, 43 oder Buchstein 1995, S. 601.

6 Vgl. ebd.
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Deliberation erwarten, wird entgegengehalten, dass das Internet eher zu einer Fragmen­
tierung der öffentlichen Sphäre führen wird.7 Buchstein spricht gar von der „Erosion 
des öffentlich orientierten Staatsbürgertums“.8 Während die klassischen Massenmedien 
Öffentlichkeit strukturiert und diesbezüglich gewisse Integrationsleistungen erbracht 
haben, führt die Pluralisierung durch zigtausende von Websites, Chatrooms, Blogs etc. 
zur Dispersion von Öffentlichkeit. Und mehr noch: Bürger finden sich in verschiede­
nen Gruppen mit ähnlichen Interessen zusammen, rufen immer die gleichen Websites 
ab, werden Teil eines Mikronetzwerkes, das eine nach innen gerichtete Fixierung auf- 
weist und den Blick für andere Teilgruppen oder das „große Ganze“ verliert. Zwar 
können solche kommunikativen Subsphären kollektive Identitäten stärken und Interes­
sen aggregieren, aber sie können auch eindimensionale Mentalitäten schaffen, die iso­
liert dastehen ohne Impetus für Austausch und Diskurs mit anderen Subsphären. Eine 
Öffentlichkeit im Sinne einer virtuellen agora aber wäre erst dann hergestellt, wenn die 
einzelnen kommunikativen Subräume strukturell miteinander verbunden wären.9

Die rasant gestiegene Nutzung von Facebook und anderen sozialen Netzwerken 
wird noch stärker vorantreiben10. Es entstehen Informations-Kokons von Mikrogrup­
pen, eine Myriade von selbstreferentiellen Teilöffentlichkeiten, die langfristig gesehen 
eine gemeinsame öffentliche Sphäre, die für ein politisches Gemeinwesen essentiell ist, 
unterminieren können. Vertreter der Forschung zu sozialen Bewegungen weisen zu­
dem darauf hin, dass das Internet weniger die Herstellung von Öffentlichkeit fördert 
als vielmehr die von Gegenöffentlichkeiten11. In den bekanntermaßen knappen Auf­
merksamkeitsspannen springt dem Mediennutzer eher das ins Auge, was neu ist, sen­
sationell und dramatisch aufbereitet ist, und es ist immer einfacher, gegen etwas, als für 
etwas zu sein. Daher ist der Erwartung der Entstehung einer von Vernunft geleiteten 
Deliberation mit dem Ziel einer gemeinwohlorientierten Öffentlichkeit die Vermu­
tung entgegenzusetzen, dass das Internet eher als Instrument der Mobilisierung von 
Gegenöffentlichkeit genutzt wird, die auf Probleme aufmerksam machen und sich 
nicht mit Andersdenkenden kooperativ in Internetforen für Problemlösungen enga­
gieren wird.

Betrachtet man nun schlaglichtartig einige empirische Erkenntnisse, so ergibt sich 
folgendes Bild: Es zeigt sich, dass mehr Informationskanäle nicht automatisch den 
Informationsstand der Bürger erhöhen und dass neue Informationsmöglichkeiten 
nicht automatisch ein neues Nutzerverhalten produzieren; ebenso wenig schafft das 
Internet aus sich heraus eine neue Öffentlichkeit, denn Offline- und Online- 
Öffentlichkeit stehen ja nicht ungekoppelt nebeneinander. Vielmehr lässt sich feststel­
len, dass sich sowohl bei der politischen Informationsbeschaffung als auch bei der 
politischen Aktivierung der Bevölkerung die bereits bestehenden Strukturen, Motiva­

7 H ierzu im Folgenden Dahlgren, Peter 2005: The Internet, Public Spheres, and Political Communication: 
D ispersion and D eliberation. In: Political Com m unication N r. 22, S. 147-162; Dahlgren, Peter 2009: Media and 

Political Engagement. C itizens, C om m unication, and D em ocracy. Cambridge.
8 Buchstein, S. 603.

9 Vgl. Buchstein 1996.
10 Castells, Manuel 1996: The Rise o f the N etw ork  Society, Vol. I, O xford, S. 385 ff.
11 Siehe zum Beispiel Dahlgren 2009.
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tionen und Verhalten reproduzieren. Das heißt: Die Gruppen, die sich im Offline- 
Zeitalter politisch umfassend informiert haben und motiviert waren, sich zu engagie­
ren, tun dies nun auch online. Jene Bürger aber, die offline wenig politisch informiert 
und engagiert waren, sind dies auch mit Internet geblieben. Demnach ist es so, dass 
das Internet bereits bestehendes Nutzungsverhalten und Partizipationsmotivation 
zementiert -  und damit auch diesbezügliche Ungleichheiten -, dass es aber keine neuen 
und zusätzlichen Bevölkerungsgruppen aktiviert. Das Ergebnis ist die Verstärkung 
einer Informationselite, einer sehr gut informierten und politisch interessierten Min­
derheit, die einer breiten, wenig informierten und auch nicht nachhaltig aktivierten 
Mehrheit gegenübersteht.12 Diese Elite akkumuliert Informationen und Wissen und ist 
bestens gerüstet zur Teilhabe am politischen Prozess. Sie hat die Möglichkeiten und 
die Motivation, für bestimmte Themen zu mobilisieren; und online kann sie dies 
schneller und effektiver. Damit entsteht die Illusion einer breit aktivierten Bevölke­
rung, was aber -  wie die Abstimmung über Stuttgart 21 gezeigt hat -, nicht die tat­
sächlichen Interessen der überwiegenden Mehrheit abbilden muss.

Ungleichheiten entstehen nicht nur durch jene Herausbildung einer Informations­
elite, sondern auch durch den sogenannten digital divide, der weiterhin die meisten 
Länder und die globale Gemeinschaft prägt.13 Nur eine Minderheit an Staaten, nämlich 
die skandinavischen Länder, erfüllen überhaupt das Kriterium eines fast 100-pro­
zentigen Netzzugangs. Selbst in Europa gibt es noch Länder, in denen weniger als 
50 Prozent der Bürger einen Zugang haben. Weltweit beschränkt sich die Zahl der 
Nutzer auf 30 Prozent.14 Neben dem technischen Kriterium des Zugangs spielen aber 
auch in den Ländern mit hohem Nutzungsanteil „weichere Kriterien“ wie Medien­
kompetenz, Nutzungsvielfalt und Anwendungsoptionen eine Rolle.15 Die digitale 
Spaltung zeigt sich daher auch im Umgang mit den Angeboten im Netz.

Weltweit hat sich ein deutliches Nutzerprofil des Onliners herausgebildet, das sich 
auf folgenden Nenner bringen lässt: Männlich, jung, gut gebildet, eher urban. Selbst 
wenn sich in westlichen Industrieländern, so auch in Deutschland, das Merkmal Ge­
schlecht abgeschwächt hat, so bleibt die Kluft Alter und Bildung. Künftig ist hier 
sogar eher eine Verstärkung einer Generationenschere zu erwarten, insbesondere in 
Bezug auf die politische Nutzung des Internets angesichts von Web 2.0, also den sozi­
alen Medien. Hier stellt sich die Alterskluft sehr viel akzentuierter dar: Fast 
90 Prozent der 14- bis 19-Jährigen bzw. rund 70 Prozent der 19- bis 20-Jährigen ste­
hen 22 bzw. 10 Prozent bei den Altersgruppen 20 bis 59 und ab 60 gegenüber.16

12 Siehe dazu Schenk, Michael/Wolf, Malthe 2006: D ie digitale Spaltung der Gesellschaft: Zur politikorientier­
ten N utzu n g  des Internet und der traditionelle M edien in den sozialen Milieus. In: Imhof, Kurt/Blum, Roger/ 
Bonfadelli, Heinz/Jarren, Otfried (Hrsg.): D em okratie in der M ediengesellschaft, W iesbaden, S. 239-261.

13 Norris, Pippa 2001: D igital divide: civic engagement, inform ation poverty, and the Internet worldwide, 
Cambridge.

14 Vgl. dazu die D aten von Internet W orld Stats, http://w w w .internetw orldstats.com /stats.htm  (Zugriff: 

28. 1 .2012).
15 Vgl. Eimeren, Birgit von/Frees, Birgit 2011: D rei von  vier D eutschen im N etz  -  ein Ende des digitalen 

Grabens in Sicht? In: Media Perspektiven N r. 7-8, S. 334-349, hier: S. 335.
16 Vgl. Busemann, Katrin/Gscheidle, Christoph 2011: W eb 2.0: A ktive M itwirkung verbleibt auf niedrigem  

Niveau. In: Media Perspektiven N r. 7-8, S. 360-369, S. 366.

http://www.internetworldstats.com/stats.htm
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III. Partizipative Demokratie

Bei den Möglichkeiten, die sich durch IKT im Bereich zusätzlicher Partizipation er­
gaben, werden überwiegend e-voting, e-petitions und e-referenda angeführt. Vor allem 
die Anfang der 1990er Jahre entwickelten netzoptimistischen Vorstellungen von 
Esther Dyson, Nicholas Negroponte, Howard Rheingold und Alvin Toffler stellten auf 
Verbesserungen in der politischen Partizipation ab17, also auf die Ergänzung repräsen­
tativer durch direktdemokratische oder gar das überwiegende Ersetzen repräsentativer 
Verfahren durch bürgerliche Selbstregierung. Insgesamt, aber ganz besonders in der 
letzten Variante, kommt der aktiven und aktivierenden Zivilgesellschaft eine gewich­
tige Rolle zu. Das Internet solle, so die Mobilisierungsthese, etwa von Rheingold ver­
treten, zu basisdemokratischem politischem Aktivismus führen und den Austausch 
der Ideen anregen.18 Das Internet könne zudem den Bürger dazu befähigen, sich auch 
in großem Umfang an politischen Prozessen zu beteiligen {net empowerment), eben 
über e-voting, e-petitions und e-referenda. Ein anderer wichtiger Bezugspunkt für die 
Gestaltung von Cyberdemokratie stellt das partizipative Demokratiemodell dar, das 
von Benjamin Barber geprägt wurde.19 Barbers Idee der „strong democracy“ postu­
liert „extensive and active engagement of citizens in the self-governing process”. Die 
Bürger sollen sich selbst regieren “day in and day out ... in all matters that affect them 
in their common lives”.20 Gleichwohl hat Barber später seine ursprüngliche Zielvor­
stellung relativiert, insofern er ein völliges Ersetzen der liberalen durch die partizipa- 
torische Demokratie nicht für realistisch hält und daher nur noch eine Beteiligung der 
Bürger „in at least some public matters at least some of the time“21 umgesetzt sehen 
möchte. Barber führt als eine der wichtigsten Formen der Institutionalisierung parti- 
zipatorischer Demokratie nationale Referenden an, die dank des Internets kostenarm 
und wenig aufwendig geworden sind.

Auch hier gibt es jedoch wieder Einwände normativer Art. Es wird angezweifelt, 
dass eine push ^««on-Spielart zu anspruchsvollen Entscheidungsfindungen beitragen 
kann. Man muss sich vorstellen, dass politische Fragen ethischer Dimension -  sozial­
politische Themen, Präimplantationsdiagnostik oder Migrationspolitik -  letztlich auf 
den „passiven und privaten Akt der Registrierung der eigenen vorgefassten Meinung 
reduziert“22 werden, die man möglicherweise vorher in den Chatrooms oder sozialen 
Netzwerken mit einer Gruppe Gleichgesinnter bestätigt gefunden hat. Eine Partizipa­
tion über Knopfdruck zu Hause nach der Arbeit würde so zur bloßen Rückmeldung

17 Vgl. Wilhelm 2000.

18 Vgl. Rheingold, Howard 1993: The Virtual C om m unity: H om esteading at the Electronic Frontier, N ew  

York.
19 Barber, Benjamin R. 1984: Strong Dem ocracy: Participatory Politics for A  N ew  Age, Berkeley.

20 Barber 1998: W ie dem okratisch ist das Internet? Technologie als Spiegel kom m erzieller Interessen. In: 
Leggewie, Claus/Maar, Christa (Hrsg.): Internet Politik. V on der Zuschauer- zur Beteiligungsdemokratie, 

Köln.
21 Barber 1984, S. xiv.

22 Buchstein 19%, S. 604.
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trivialisiert. Zudem bleibt das bereits diskutierte Argument einer asymmetrischen 
Verteilung von wenigen Aktiven und einer Mehrheit von Nichtaktiven. Politische 
Diskurse und Entscheidungen würden dann von einer aktiven Minderheit angeregt 
und dominiert, was der Idee der gleichen Teilhabe nicht entsprechen würde. Das Er­
gebnis wäre, dass zum Teil sehr kleine Minderheiten Entscheidungen für entsprechend 
große Mehrheiten treffen.23

Betrachtet man die bisherige Umsetzung von e-participation, gilt weltweit gesehen, 
dass die Länder, die solche Elemente eingeführt haben, im einstelligen Bereich liegen. 
Führend sind hier Südkorea, Australien und Spanien. Kasachstan und Kirgisistan 
haben sogar Konzepte eingeführt, bei denen über nationale Portale die Bürger eingela­
den werden, ihre Vorschläge zu unterbreiten, die die Regierung dann begutachtet.24 
Die Bürger bekommen dann eine entsprechende Rückmeldung; Mitarbeiter antworten 
direkt auf die Meinungen in den Online-Foren. Das mag in Kirgisistan machbar sein, 
aber wie die Bearbeitung in Deutschland etwa von solchen Bürgereingaben allein 
personell bewältigt werden könnte, ist offen.

In Deutschland ist zudem sichtbar, dass die interaktiven Angebote überwiegend 
von jungen Menschen genutzt werden und zwar zum Nachschlagen in Wikipedia, 
zum Herunterladen von Videos auf Youtube und zu einem deutlich geringeren Anteil 
in sozialen Netzwerken. Die Idee der aktiven Mitwirkung im Internet, zumal der 
politischen, bleibt -  zumindest bislang -  nur für eine Minderheit interessant.25

IV. Responsivität: das Ohr am Bürger oder Populismus?

Die Interaktivität digitaler Kommunikation öffnet den Weg direkten Austauschs 
zwischen Bürger und Politiker. Der Bürger kann sich per E-Mail direkt an den Politi­
ker wenden, der Politiker kann direkt darauf reagieren; zudem kann er auch über 
Blogs oder Twitter Einblick bekommen in das, was den Bürger bewegt. Argumente 
der Netzoptimisten heben daher die Verstärkung der e-consultation hervor, bei der die 
Regierenden und Parlamentarier die Bürgermeinung nachfragen oder diese aus den 
Blogs und Tweets herauslesen können. Informationen können konsultativ abfragbar 
gemacht werden, das gilt nicht nur für Politiker und Parteien, sondern auch für Inte­
ressengruppen und zivilgesellschaftliche Gruppen. Zudem kann auch die innerorgani­
satorische Responsivität (in einer Partei, Interessengruppe verbessert werden etc.).

Responsivität heißt aber nicht, dass Entscheidungen immer im Einklang mit den 
Präferenzen der Bürger gefällt werden müssen, was gerade angesichts der zunehmen­

23 Vgl. Fuchs, Dieter 2004: M odelle der Demokratie: Partizipatorische, Liberale und Elektronische D em okra­
tie. In: Dem okratietheorie und Dem okratieentw icklung. Festschrift für Peter Graf Kielmansegg. W iesbaden, 

S. 19-54, hier: S. 42.
24 Vgl. United Nations: E -G overnm ent Survey 2010. Leveraging e-governm ent at a time o f financial and 

econom ic crisis, U N  2010, http://w w w 2.unpan.org/egovkb/docum ents/2010/E _G ov_2010_C om plete.pdf 

(Zugriff: 28. 1. 2012).
25 Vgl. dazu Busemann, Katrin/Gscheidle, Christoph 2011: W eb 2.0: A ktive M itwirkung verbleibt auf niedri­

gem N iveau. In: Media Perspektiven N r. 7-8, S. 360-369, hier: S. 389.

http://www2.unpan.org/egovkb/documents/2010/E_Gov_2010_Complete.pdf
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den Pluralisierung dieser Präferenzen immer schwieriger wird.26 Auch unpopuläre 
Entscheidungen müssen von Politikern vermittelt werden, dafür bei den Bürgern 
geworben werden und von Bürgern verstanden werden. Das Ohr am Bürger zu haben, 
kann nicht heißen, dass der Gruppe, die am lautesten schreit, auch zugehört wird. 
Schlimmstenfalls kann das digitale Ohr am Bürger den Hang zum politischen Akti­
vismus und Populismus verstärken: Schnelle und für alle sichtbare Reaktion im Inter­
net statt sorgfältige und fundierte Sachüberlegung. Das digitale Medium verlangt eine 
sofortige Antwort, Twitter zudem eine kurze. Die Zeit zur Reflexion verkürzt sich 
ebenso wie die Botschaften. Komplizierte politische Sachverhalte müssen noch stärker 
vereinfacht werden als in den Massenmedien, statt Drei-Minuten-Features im Fernse­
hen maximal 140 Zeichen im Tweet. Eine Frage, die sich hier auftut, ist, inwiefern 
diese Form der Kommunikation die Politikvermittlung prägen wird.

V. Das Internet als Heilmittel oder Stressfaktor 
für die repräsentative Demokratie?

Die politische Nutzung des Internets als solche kann die Demokratie beleben und 
modernisieren, aber nicht reformieren. Es erscheint ebenso unrealistisch, der optimis­
tischen Idee einer Erneuerung der Demokratie das Wort zu reden, wie die Augen 
davor zu verschließen, dass das Internet auch ohne weiteres Dazutun die Kommunika­
tion in Gesellschaft und Politik verändert hat und weiter verändern wird. Wenn die 
Demokratie modernisiert werden soll, kommt es auf die Akteure an (nicht nur die 
politischen), wie sie die neuen IKT nutzen und mit welchen Absichten. Welche Wir­
kung das Internet entfaltet, hängt zudem von technikfernen Faktoren ab, nämlich dem 
institutionellen Gefüge des politischen Systems, der politischen Kultur und dem Stand 
der Informationsgesellschaft.27 Daher können elektronische Reformen repräsentativer 
Demokratie nicht nach dem One-size-fits-all-Prinzip vorgenommen werden, sondern 
müssen auf jene Parameter Zuschnitten sein.

Die Vision einer elektronischen Selbstregierung der Bürger ist nicht umsetzbar. 
Vorstellbar dagegen ist eine Ergänzung und Bereicherung repräsentativer Demokratie 
mit Elementen digitaler Kommunikation und Vernetzung, mit der zweierlei erreicht 
werden könnte: Zum einen die Einbindung der interessierten und aktiven Teile der 
Bevölkerung in deliberative Prozesse der Willensbildung; zum anderen die Teilhabe 
der genannten Bevölkerungsteile an politischen Entscheidungsprozessen. Hier ist etwa 
an kommunale Planungsprozesse zu denken. Das heißt, letztlich läuft ein realistisches 
Modell auf ein „gemischtes Regime“ (Vorländer) hinaus, das über Gewaltenteilungs­
und Kontrollsysteme der traditionellen Repräsentativdemokratie hinausgeht. Ähnlich 
argumentiert auch Sarcinelli28, der sowohl Repräsentationsmechanismen als auch

26 Vorländer, Hans 2011: Spiel ohne Bürger, in: Frankfurter A llgem eine Zeitung v. 12. 7. 11, S. 8.
27 Das w eisen die zahlreichen Arbeiten von Thomas Zittel nach.
28 Siehe den Beitrag in diesem  Band, S. 35 ff.
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Partizipationsgelegenheiten für Bürger fordert. Gleichwohl -  und dies ist ein zentraler 
Hinweis -  bedarf es dann auch „neuer institutioneller Arrangements der Information, 
Kommunikation und Beratung von und mit Bürgern“.

Zum Schluss wird hier die Frage nach der Revitalisierung der repräsentativen 
Demokratie durch das Internet umgedreht und auf folgendes Problem hingewiesen: 
Inwieweit beeinflusst das Internet durch seine Funktionslogik die repräsentative 
Demokratie? Inwieweit können sich durch die neuen Medien auch dysfunktionale 
Effekte für die repräsentative Demokratie ergeben? Web 1.0 und vor allem Web 2.0 
können zum Stressfaktor werden, wenn sie bestimmten Funktionsmerkmalen der 
Repräsentativdemokratie zuwiderlaufen, indem sie etwa kurzfristigen Handlungs­
druck zugunsten schneller Entscheidungen auf die Akteure erzeugen, wenn die in der 
Politik durchaus notwendige Vertraulichkeit zwischen Akteuren unterlaufen wird 
oder wenn eine Art „Scheinresponsivität“ (Erreichbarkeit gleich Responsivität) pro­
duziert wird. Da jeder Abgeordnete online zu erreichen ist, erhöht sich einerseits der 
Druck, permanent responsiv zu erscheinen durch Twittern und Bloggen, andererseits 
mag der falsche Eindruck beim Bürger entstehen, mit einer Mail oder einem Blog habe 
man schon eine Entscheidung beeinflusst. Wenn dies dann aber nicht der Fall ist, 
dürften Frustrationseffekte entstehen.

Weiterhin ist offen, inwieweit die Ergänzung von partizipativen Elementen die 
ohnehin als vermindert kritisierte Steuerungsfähigkeit des Staates noch zusätzlich 
einschränkt. Wenn sich aber Entscheidungsprozesse weiter verlangsamen -  auch dies 
ein Hintergrund für Politikverdrossenheit -  und Blockademöglichkeiten erhöhen, 
dann könnte dies das ursprüngliche Problem der derzeitigen Ermüdungserscheinung 
eher verschärfen denn beheben. Es wäre kein sehr beruhigendes Bild, sich Regierun­
gen vorzustellen, deren Entscheidungsspielräume durch externe Zwänge (internationa­
le Abstimmung, EU) und die zusätzliche Einengung durch eine Vielzahl von Referen­
da bestimmt sind, die auch Verlangsamung der Entscheidungsprozesse und eine 
Status-quo-Orientierung bedeuten.

Und schließlich bleibt die Frage, wie sich die dezentrale, anonyme, verantwor­
tungsbefreite, ungefilterte Kommunikation von social media auf die Qualität politi­
scher Willensbildungsprozesse auswirken wird. Es bedarf künftig profunder empiri­
scher Untersuchungen, wie die Form der Internet-Kommunikation die notwendige 
Reflexion, das Abwägen und die Kompromissfindung im politischen Prozess beein­
flussen wird. Wenn jeder Nutzer Kampagnen kreieren kann und deren hits zum Maß­
stab des Erfolgs werden (siehe die Kony-Kampagne), der Wahrheitsgehalt des Inhalts 
aber sekundär wird, dann ist das kein Fortschritt für die Demokratie, sondern eher 
beunruhigend.

Das Fazit lautet: Repräsentative Demokratie kann nur soweit um andere Elemente 
ergänzt werden, wie die Zurechnung von Verantwortlichkeit {accountability) nicht 
gefährdet wird. Auch deshalb kann auf das repräsentative Prinzip nicht verzichtet 
werden, denn es verpflichtet die Repräsentanten auf die Verantwortung für das Ge­
meinwohl, das in direktdemokratischen oder Bürgerbeteiligungsformen nicht garan­
tiert ist. Bei allen Modernisierungsprojekten muss daher darauf geachtet werden, dass
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die Institutionen der repräsentativen Demokratie nicht geschwächt werden und die 
repräsentativ-demokratischen Prozesse nicht unterspült werden von plebiszitären 
Vorkehrungen, die zum Beispiel das Parlament schwächen oder die Steuerungskapazi­
tät der Exekutive reduzieren könnten.


